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nicht verbotenen Aktivitäten beinhaltet, noch eine allgemeine 
Norm, die die Staaten zur Schaffung von Standards zur Ver­
hütung von Schäden verpflichtet. Derartige Pflichten können 
nur auf der Grundlage konkreter Vereinbarungen der Staa­
ten entstehen. Da es der ILC bisher nicht gelungen ist, den 
sachlichen Geltungsbereich des Projekts zu klären (z. B. ob 
neben der Umwelt noch andere Bereiche erfaßt sein sollen), 
schlug der DDR-Vertreter vor, zunächst zu prüfen, ob Haf­
tungsfragen überhaupt im Rahmen der Arbeiten zur Ver­
antwortlichkeit der Staaten behandelt werden können.24

Bei den Entwicklungsländern reichte das Spektrum der 
Meinungen von ausdrücklicher Ablehnung bis zur Unter­
streichung der großen Bedeutung des Gegenstandes. Der Ver­
treter Venezuelas wies darauf hin, daß nur vom Völkerrecht 
verbotene Handlungen Gegenstand des Völkergewohnheits­
rechts sind und daß die Umweltaspekte der Problematik 
schon von anderen UN-Gremien behandelt werden. Er schlug 
vor, die Arbeiten zur Haftung bis zum Abschluß der Arbei­
ten zur Verantwortlichkeit der Staaten auszusetzen.23 Der 
Vertreter Mexikos lehnte diesen Vorschlag strikt ab.26

Auch bei den kapitalistischen Staaten gehen die Meinun­
gen in dieser Frage auseinander. Während z. B. der Vertre­
ter Österreichs die Ergebnisse des Spezialberichterstatters als 
Grundlage für die weitere Arbeit akzeptierte27, bezeichnete 
der französische Delegierte den Gegenstand als noch nicht 
reif für die Kodifikation und schlug die Suspendierung der 
Arbeiten vor.28

Zur gerichtlichen Immunität der Staaten 
und ihres Eigentums 

An dem vom Spezialberichterstatter zu diesem Gegenstand 
vorgelegten 4. Bericht bemängelten die Vertreter sozialisti­
scher Staaten, daß sich die Untersuchungen fast ausschließ­
lich auf die Praxis kapitalistischer Staaten stützen. Der un­
garische Vertreter hob hervor, daß es darauf ankommt, zu­
erst die Immunität der Staaten als Grundsatz eindeutig zu 

' konstatieren, bevor man auf Ausnahmen von diesem Grund­
satz eingeht.29

Die Vertreter kapitalistischer Staaten begrüßten u. a., daß 
die Handels- und kommerziellen Aktivitäten als Ausnahme 
vom Prinzip der Immunität geregelt sind und der Bericht da­
mit von einer begrenzten Immunität der Staaten ausgeht. So 
erklärte der Vertreter Schwedens, daß diese Ausnahme in 
Übereinstimmung mit der Praxis seines Landes steht.30 Dem­
gegenüber übten Delegierte aus Entwicklungsländern (z. B. 
Nigeria)31 Kritik am Konzept der begrenzten Immunität der 
Staaten.

Gewährleistung der Sicherheit diplomatischer 
und konsularischer Missionen und Vertreter

Dieser von den nordischen Staaten initiierte Tagesordnungs­
punkt gewinnt in Anbetracht der steigenden Zahl schwerer 
Anschläge auf diplomatische Missionen und Vertreter an Ak­
tualität und Bedeutung. Dem Rechtsausschuß lag wiederum 
ein Bericht des UN-Generalsekretärs über Anschläge auf Di­
plomaten vor.32 Dieser Bericht zeigt, daß im Vergleich zum 
Vorjahr mehr Verletzungen der Pflichten zum Diplomaten­
schutz gemeldet wurden und daß das durch Resolution 35/168 
der UN-Vollversammlung beschlossene Berichtssystem über 
Anschläge auf Diplomaten mehr und mehr wirksam wird.

Die Vertreter sozialistischer Staaten unterstrichen, daß 
sich Anschläge auf diplomatische und andere offizielle staat­
liche Missionen und Vertreter direkt gegen die Aufrechter­
haltung und Entwicklung normaler zwischenstaatlicher Be­
ziehungen und damit auch gegen die Ziele und Prinzipien der 
UN-Charta richten.

In der am 16. Dezember 1982 von der UN-Vollversammlung 
ohne Abstimmung angenommenen Resolution 37/108 wer­
den alle Staaten erneut auf gef ordert, dem UN-Generalsekre­
tär ernste Verletzungen des Schutzes und der Sicherheit 
diplomatischer und konsularischer Missionen und Vertreter 
zu berichten.

Prinzipien zum Schutz aller Personen, die irgendeiner 
Form von Verhaftung oder Inhaftierung unterliegen

Eine Arbeitsgruppe des Rechtsausschusses beriet den Entwurf 
eines Prinzipienkatalogs über den Schutz verhafteter oder

inhaftierter Personen. Nach erster Lesung bestätigte sie vor­
läufig u. a. folgende Prinzipien:

1. Verhaftung und Inhaftierung dürfen nur in strikter 
Übereinstimmung mit dem Gesetz erfolgen.

2. Folter und grausame Behandlung von Verhafteten bzw. 
Inhaftierten sind verboten.

3. über die Gründe der Verhaftung ist eine Information 
zum Zeitpunkt der Verhaftung erforderlich.

Bedingt durch die unterschiedlichen Rechtssysteme der 
Staaten und die z. T. stark von diesem Systemen abweichen­
den Regelungen im Entwurf des Prinzipienkatalogs ist die 
Ausarbeitung dines ausgewogenen Kompromisses eine lang­
wierige Aufgabe. Erschwerend wirken sich dabei Bestrebun­
gen imperialistischer Staaten aus, die in den beiden Men­
schenrechtskonventionen von 1966 enthaltenen grundlegen­
den Rechte je nach Interessenlage extensiv bzw. restriktiv 
auszulegen.

Die sozialistischen Staaten haben erreicht, daß bei den 
vorläufig bestätigten Prinzipien der in den Menschenrechts­
konventionen festgelegte Mindeststandard gewahrt bleibt.

Die Vollversammlung nahm ohne Abstimmung eine Ent­
scheidung an, die vorsieht, die Tätigkeit der Arbeitsgruppe 
auf der 38. Tagung der UN-Vollversammlung fortzusetzen.

Die große Mehrheit der UN-Mitgliedstaaten hat in der 37. Ta­
gung der UN-Vollversammlung durch ihr aktives Auftreten 
und durch die Annahme wichtiger Resolutionen im Rechts­
ausschuß erneut ihr dringendes Interesse an der weiteren 
Kodifikation und progressiven Entwicklung des Völkerrechts 
unterstrichen. Dies ist eine wichtige Seite des Kampfes gegen 
imperialistische Konfrontationspolitik und für die Festigung 
des Friedens. 1 11
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